Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 726 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

In das Bundesbeamtengesetz (BBG) in der Fas- 
sung vom 15. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1337) werden nach § 86 die folgenden §§ 86a und 
86b eingefügt: 

„§ 86a 

(1) Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes alljährlich bis zum 
30, September über den Stand der Beamtenbesol- 
dung in Bund, Ländern und Gemeinden im Rahmen 
der allgemeinen Einkommensentwicklung, insbe- 
sondere der Entwicklung des Volkseinkommens je 
Kopf der Bevölkerung und der Einkommensentwick- 
lung der unselbständig Tätigen in der freien Wirt- 
schaft, zu berichten und gleichzeitig bei einer Än- 
derung der wirtschaftlichen Verhältnisse Vorschläge 
über Anpassungsmaßnahmen auf dem Gebiet des 
Besoldungs- und Versorgungsrechts zu machen. 

(2) Dem nach Absatz 1 zu erstattenden Bericht ist 
ein Gutachten des Besoldungsbeirates beizufügen. 

§ 86b 

(1) Der Besoldungsbeirat wird beim Bundes- 
ministerium des Innern gebildet. Er besteht aus 
dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes, 
einem Vertreter der Deutschen Bundesbank und 
drei Professoren der Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften. 

(2) Dem Besoldungsbeirat gehören ferner mit be- 
ratender Stimme je ein Sachverständiger des Bun- 
desministeriums des Innern, des Bundesrates, des 
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I Deutschen Beamtenbundes, des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes und des Deutschen Richterbundes an. 

| (3) a) Die Berufung des Vertreters der Deutschen 

Bundesbank erfolgt auf Vorschlag des Di- 
rektoriums der Deutschen Bundesbank. 

b) Die Berufung der Professoren der Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften erfolgt auf 
Vorschlag der Westdeutschen Rektoren- 
konferenz. 

c) Der Sachverständige des Bundesrates wird 
auf Vorschlag des Bundesrates berufen. 

(4) Die Mitglieder des Besoldungsbeirates wer- 
den durch die Bundesregierung auf die Dauer von 
vier Jahren berufen. 

(5) Die Geschäftsführung des Besoldungsbeirates 
obliegt dem Bundesministerium des Innern." 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die in § 13 des 
Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) 
bezeichneten Bundesbeamten und Versorgungs- 
empfänger. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Dezember 1958 

(Bonn) 

und Fraktion 
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